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Pflichtablieferungsverordnung Berlin (PflAV Bln)
Vom	4.	März	2024

Auf	Grund	des	§	8	und	des	§	4	Absatz	2	des	Pflichtexemplargeset-
zes	in	der	Fassung	vom	15.	Juli	2005	(GVBl.	S.	414,	544),	das	zu-
letzt	 durch	 Gesetz	 vom	 15.	 Juni	 2021	 (GVBl.	 S.	 674)	 geändert	
worden	ist,	verordnet	die	Senatsverwaltung	für	Kultur	und	Gesell-
schaftlichen	 Zusammenhalt	 im	 Einvernehmen	 mit	 der	 Senatsver-
waltung	für	Finanzen:

1. Teil 
Ablieferung körperlicher und unkörperlicher Medienwerke

§	1 
Ablieferungspflicht

(1)	Erscheinen	Medienwerke	sowohl	in	körperlicher	als	auch	in	
unkörperlicher	Form,	kann	die	Stiftung	Zentral-	und	Landesbiblio-
thek	Berlin	die	Ablieferungspflicht	gemäß	§	1	Absatz	1	des	Pflicht-
exemplargesetzes	in	der	Fassung	vom	15.	Juli	2005	(GVBl.	S.	414,	
544),	das	zuletzt	durch	Gesetz	vom	15.	Juni	2021	(GVBl.	S.	674)	
geändert	worden	ist,	in	der	jeweils	geltenden	Fassung	generell	oder	
im	 Einzelfall	 nur	 dann	 auf	 die	 unkörperliche	 Form	 beschränken,	
wenn	bei	ihr	die	dauerhafte	Archivierung	durch	die	Stiftung	Zentral-	
und	Landesbibliothek	Berlin	gleichermaßen	zuverlässig	wie	bei	der	
körperlichen	Form	gesichert	ist.
(2)	Werden	körperliche	Medienwerke	nur	einzeln	auf	Bestellung	

hergestellt	(Print-on-demand),	kann	die	Stiftung	Zentral-	und	Lan-
desbibliothek	 Berlin	 bestimmen,	 dass	 die	Ablieferungspflichtigen	
das	Medienwerk	in	unkörperlicher	Form	zu	übermitteln	haben.	Im	
Falle	der	Bestimmung	nach	Satz	1	ist	die	Stiftung	Zentral-	und	Lan-
desbibliothek	Berlin	berechtigt,	einzelne	körperliche	Exemplare	für	
den	eigenen	Bestand	auf	ihre	Kosten	herzustellen	oder	herstellen	zu	
lassen.	Im	Übrigen	gelten	die	für	die	Ablieferung	und	Nutzung	un-
körperlicher	Medienwerke	geltenden	Vorschriften	entsprechend.

§	2 
Beschaffenheit	unkörperlicher	Medienwerke	und	 

Umfang	der	Ablieferungspflicht
(1)	Unkörperliche	Medienwerke	sind	in	handelsüblicher	Ausfüh-

rung	und	in	einem	mit	handelsüblichen	Hilfsmitteln	nutzbaren	Zu-
stand	unter	Beachtung	von	§	1	Absatz	4	Satz	2	des	Pflichtexemplar-
gesetzes	abzuliefern	oder	zur	Abholung	bereitzustellen.	Ihre	Nutz-
barkeit	muss	unbefristet	möglich	sein.
(2)	Die	 Pflicht	 zur	Ablieferung	 oder	Bereitstellung	 umfasst	 bei	

unkörperlichen	Medienwerken	 auch	 alle	 Elemente,	 Software	 und	
Werkzeuge,	die	in	physischer	oder	in	elektronischer	Form	erkennbar	
zu	 den	 ablieferungspflichtigen	 unkörperlichen	Medienwerken	 ge-
hören,	auch	wenn	diese	für	sich	nicht	der	Ablieferungspflicht	unter-

liegen.	Dies	gilt	insbesondere	für	nicht	handelsübliche	Hilfsmittel,	
die	eine	Bereitstellung,	Speicherung,	Benutzung	und	Langzeitarchi-
vierung	der	unkörperlichen	Medienwerke	erst	ermöglichen	und	bei	
den	Ablieferungspflichtigen	erschienen	oder	nur	bei	diesen	erhält-
lich	 sind.	Die	Hilfsmittel	 sind	 zusammen	mit	 den	 unkörperlichen	
Medienwerken	 abzuliefern	 oder	 zur	 elektronischen	Abholung	 be-
reitzustellen.
(3)	 Sofern	 unkörperliche	Medienwerke	mit	 einer	 Lizenz	 veröf-

fentlicht	werden,	die	eine	freie	Verbreitung,	Nutzung	oder	öffentli-
che	Zugänglichmachung	gestattet,	kann	sie	die	Stiftung	Zentral-	und	
Landesbibliothek	Berlin	 über	 die	Regelung	 des	 §	 1	Absatz	 5	 des	
Pflichtexemplargesetzes	hinaus	auch	außerhalb	ihrer	Räume	bereit-
stellen,	sofern	die	Ablieferungspflichtigen	dem	bei	der	Ablieferung	
nicht	widersprechen.

§	3 
Frei	zugängliche	unkörperliche	Medienwerke

(1)	Kann	der	Beginn	der	öffentlichen	Zugänglichmachung	eines	
frei	 zugänglichen	 unkörperlichen	 Medienwerkes	 nicht	 ermittelt	
werden,	beginnt	die	Frist	gemäß	§	1	Absatz	7	Satz	2	des	Pflichtex-
emplargesetzes	 mit	 der	 tatsächlichen	 Kenntniserlangung	 der	 Stif-
tung	Zentral-	und	Landesbibliothek	Berlin.
(2)	Die	Veröffentlichung	eines	unkörperlichen	Medienwerkes	mit	

einer	Lizenz,	die	eine	 freie	Verbreitung,	Nutzung	oder	öffentliche	
Zugänglichmachung	gestattet,	entbindet	nicht	von	der	Ablieferungs-
pflicht	gemäß	§	1	des	Pflichtexemplargesetzes.
(3)	Die	in	§	1	Absatz	4	und	5	des	Pflichtexemplargesetzes	vorge-

sehenen	Rechte	der	Stiftung	Zentral-	und	Landesbibliothek	Berlin	
stehen	einer	weitergehenden	Nutzung	auf	der	Grundlage	der	in	Ab-
satz	2	und	§	2	Absatz	3	genannten	Lizenz	nicht	entgegen.

§	4 
Einschränkung	der	Ablieferungspflicht	 

für	frei	zugängliche	unkörperliche	Medienwerke
Frei	zugängliche	unkörperliche	Medienwerke,	die	keinem	der	in	

§	3	Absatz	2	Satz	1	des	Pflichtexemplargesetzes	genannten	körper-
lichen	 Medienwerke	 entsprechen,	 unterliegen	 der	 Ablieferungs-
pflicht	nach	§	1	des	Pflichtexemplargesetzes	nur,	wenn	die	Stiftung	
Zentral-	 und	 Landesbibliothek	 Berlin	 die	Ablieferungspflichtigen	
zur	Ablieferung	auffordert.	§	1	Absatz	7	Satz	2	des	Pflichtexemplar-
gesetzes	bleibt	unberührt.
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§	5 
Entschädigung	für	die	Ablieferung	körperlicher	Medienwerke
(1)	Eine	Entschädigung	nach	§	5	Satz	1	des	Pflichtexemplargeset-

zes	für	die	Ablieferung	eines	körperlichen	Medienwerkes	wird	nur	
gewährt,	wenn	die	Gesamtauflage	höchstens	300	Exemplare	und	die	
Herstellungskosten	mindestens	80	Euro	je	Exemplar	betragen.	Bei	
natürlichen	 Personen,	 die	 nicht	 gewerbsmäßig	 oder	 freiberuflich	
Medienwerke	veröffentlichen,	gilt	Satz	1	mit	der	Maßgabe,	dass	die	
Herstellungskosten	mindestens	20	Euro	je	Exemplar	betragen.
(2)	Die	Höhe	der	Entschädigung	richtet	sich	nach	dem	Herstel-

lungspreis	 und	 beträgt	 höchstens	 die	 Hälfte	 des	 niedrigsten	 Ver-
kaufspreises.
(3)	Der	zu	begründende	und	mit	geeigneten	Nachweisen	zu	ver-

sehene	Antrag	auf	Entschädigung	nach	§	5	Satz	2	des	Pflichtexemp-
largesetzes	ist	innerhalb	eines	Monats	nach	Ablieferung	des	Medien-
werkes	bei	der	Stiftung	Zentral-	und	Landesbibliothek	Berlin	unter	
Verwendung	 des	 dafür	 vorgesehenen	 Formulars	 zu	 stellen.	 Die	
Stiftung	 Zentral-	 und	 Landesbibliothek	 Berlin	 kann	 die	 Vorlage	
weiterer	geeigneter	Nachweise	zu	den	Herstellungskosten	und	dem	
Verkaufspreis	verlangen.	Eine	Entscheidung	über	den	Antrag	erfolgt	
erst	nach	Eingang	des	Pflichtexemplars.

2. Teil 
Ablieferung amtlicher Medienwerke

§	6 
Amtliche	Medienwerke

(1)	Amtliche	Medienwerke	im	Sinne	des	§	7	des	Pflichtexemplar-
gesetzes	 sind	 die	 von	 Behörden,	 Dienststellen	 und	 Einrichtungen	
des	Landes	Berlin	sowie	den	landesunmittelbaren	Körperschaften,	
Anstalten	und	Stiftungen	des	öffentlichen	Rechts	herausgegebenen	
oder	in	ihrem	Auftrag	einmalig	oder	laufend	erscheinenden	Druck-
schriften	 und	 sonstigen	 körperlichen	 und	 unkörperlichen	Medien-
werke.	Zu	den	amtlichen	Medienwerken	gehören	auch	Karten,	Pläne	
und	Geodaten	der	vorgenannten	Stellen.	Amtlicher	Herausgeber	ist	
die	im	Impressum	genannte	Stelle.
(2)	Amtliche	Medienwerke	sind	auch	abzuliefern,	wenn	sie	nicht	

im	Selbstverlag	des	in	Absatz	1	genannten	amtlichen	Herausgebers	
erscheinen.
(3)	 Von	 körperlichen	 amtlichen	 Medienwerken	 ist	 jeweils	 ein	

Exemplar	unaufgefordert	abzuliefern	an:
1.	 die	Stiftung	Zentral-	und	Landesbibliothek	Berlin,
2.	 die	Deutsche	Nationalbibliothek,
3.	 die	Staatsbibliothek	zu	Berlin,	Preußischer	Kulturbesitz,
4.	 die	Bayerische	Staatsbibliothek,
5.	 die	Bibliothek	des	Deutschen	Bundestages,
6.	 das	Landesarchiv	Berlin,
7.	 die	Regierende	Bürgermeisterin	oder	den	Regierenden	Bürger-

meister	von	Berlin	–	Senatskanzlei	–.

Darüber	hinaus	sind	auf	Aufforderung	amtliche	körperliche	Medien-
werke	abzuliefern	an:
1.	 die	Staatsbibliothek	zu	Berlin,	Preußischer	Kulturbesitz,	in	bis	

zu	fünf	weiteren	Exemplaren	für	den	Internationalen	Amtlichen	
Schriftentausch,

2.	 die	Stadt-	und	Landesbibliothek	Potsdam	in	einem	Exemplar.
(4)	Unkörperliche	amtliche	Medienwerke	werden	an	die	Stiftung	

Zentral-	 und	 Landesbibliothek	 Berlin	 nach	 den	 für	 unkörperliche	
Medienwerke	geltenden	Bestimmungen	abgeliefert.	Sofern	bei	Ab-
lieferung	 keine	 urheberrechtlichen	 Einschränkungen	 entgegenste-
hen,	erhält	die	Stiftung	Zentral-	und	Landesbibliothek	Berlin	mit	der	
Ablieferung	über	§	1	Absatz	4	und	5	des	Pflichtexemplargesetzes	
hinaus	das	Recht,	die	Medienwerke	in	ihren	digitalen	Sammlungen	
öffentlich	und	frei	(Open	Access)	zugänglich	zu	machen.

§	7 
Unkörperliche	amtliche	Karten,	Pläne	und	Geodaten

Amtliche	Kartenwerke	in	unkörperlicher	Form	und	Geodaten	un-
terliegen	nicht	der	Ablieferungspflicht	nach	§	6	Absatz	4.	Sie	sind	
auf	Aufforderung	abzuliefern	an:
1.	 die	Stiftung	Zentral-	und	Landesbibliothek	Berlin,
2.	 die	Staatsbibliothek	zu	Berlin,	Preußischer	Kulturbesitz.

3. Teil 
Weitere Ausnahmen von der Ablieferungspflicht

§	8 
Ausnahmen

Nicht	der	Ablieferungspflicht	unterliegen	ferner	unbeschadet	des	
§	4	des	Pflichtexemplargesetzes
1.	 Verschlusssachen,
2.	 nur	für	den	internen	Dienstgebrauch	bestimmte	Mitteilungen,
3.	 amtliche	Medienwerke,	bei	denen	die	Kosten	des	Einzelexemp-

lars	 unverhältnismäßig	 hoch	 sind	 und	 deren	Abgabe	 deshalb	
eine	nicht	vertretbare	Etatbelastung	verursachen	würde.

4. Teil 
Schlussvorschriften

§	9 
Inkrafttreten,	Außerkrafttreten

Diese	Verordnung	tritt	am	Tage	nach	der	Verkündung	im	Gesetz-	
und	Verordnungsblatt	für	Berlin	in	Kraft.	Zugleich	tritt	die	Verord-
nung	über	die	Ablieferung	amtlicher	Veröffentlichungen	an	Biblio-
theken	vom	16.	März	2007	(GVBl.	S.	141)	außer	Kraft.

Berlin,	den	4.	März	2024

Senatsverwaltung	für	Kultur	 
und	Gesellschaftlichen	Zusammenhalt

Joe		C	h	i	a	l	o
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Auf	Grund	des	§	12	Absatz	1	in	Verbindung	mit	§	10	Absatz	1	des	
Baugesetzbuchs	 in	der	Fassung	der	Bekanntmachung	vom	3.	No-
vember	2017	(BGBl.	I	S.	3634),	das	zuletzt	durch	Artikel	3	des	Ge-
setzes	 vom	20.	Dezember	 2023	 (BGBl.	 2023	 I	Nr.	 394)	 geändert	
worden	ist,	in	Verbindung	mit	§	6	Absatz	3	des	Gesetzes	zur	Aus-
führung	des	Baugesetzbuchs	 in	der	Fassung	der	Bekanntmachung	
vom	7.	November	1999	(GVBl.	S.	578),	das	zuletzt	durch	Artikel	1	
des	 sechsten	 Änderungsgesetzes	 vom	 14.	 Oktober	 2022	 (GVBl.	
S.	578)	geändert	worden	ist,	verordnet	das	Bezirksamt	Spandau	von	
Berlin:

§	1
Der	vorhabenbezogene	Bebauungsplan	5-117	VE	vom	18.	April	

2023	für	das	Grundstück	Brunsbütteler	Damm	257,	259	im	Bezirk	
Spandau,	Ortsteil	Staaken,	wird	festgesetzt.

§	2
Die	Urschrift	des	vorhabenbezogenen	Bebauungsplans	kann	bei	

der	 für	 die	Vermessung	 zuständigen	Abteilung	 des	 Bezirksamtes,	
beglaubigte	 Abzeichnungen	 des	 vorhabenbezogenen	 Bebauungs-
plans	können	bei	der	für	die	Stadtplanung	zuständigen	Abteilung	des	
Bezirksamtes	kostenfrei	eingesehen	werden.

§	3
Auf	die	Vorschriften	über
1.	 die	Geltendmachung	 und	 die	Herbeiführung	 der	 Fälligkeit	 et-

waiger	Entschädigungsansprüche	(§	44	Absatz	3	Satz	1	und	2	
des	Baugesetzbuchs)	und

2.	 das	Erlöschen	von	Entschädigungsansprüchen	bei	nicht	fristge-
mäßer	Geltendmachung	(§	44	Absatz	4	des	Baugesetzbuchs)

wird	hingewiesen.

§	4
(1)	Es	wird	darauf	hingewiesen,	dass	unbeachtlich	werden

1.	 eine	nach	§	214	Absatz	1	Satz	1	Nummer	1	bis	3	des	Baugesetz-
buchs	beachtliche	Verletzung	der	dort	bezeichneten	Verfahrens-	
und	Formvorschriften,

2.	 eine	unter	Berücksichtigung	des	§	214	Absatz	2	des	Baugesetz-
buchs	beachtliche	Verletzung	der	Vorschriften	über	das	Verhält-
nis	des	Bebauungsplans	und	des	Flächennutzungsplans,

3.	 nach	 §	 214	Absatz	 3	 Satz	 2	 des	 Baugesetzbuchs	 beachtliche	
Mängel	des	Abwägungsvorgangs	und

4.	 eine	Verletzung	von	Verfahrens-	und	Formvorschriften,	die	im	
Gesetz	zur	Ausführung	des	Baugesetzbuchs	enthalten	sind,

wenn	 sie	 nicht	 innerhalb	 eines	 Jahres	 seit	 der	Verkündung	 dieser	
Verordnung	 schriftlich	 gegenüber	 dem	 Bezirksamt	 Spandau	 von	
Berlin	unter	Darlegung	des	die	Verletzung	begründenden	Sachver-
halts	geltend	gemacht	worden	sind.	Satz	1	gilt	entsprechend,	wenn	
Fehler	nach	§	214	Absatz	2a	des	Baugesetzbuchs	beachtlich	sind.	
Nach	Ablauf	 der	 in	 Satz	 1	 genannten	 Frist	 werden	 die	 in	 Satz	 1	
Nummer	1	bis	3	und	Satz	2	genannten	Verletzungen	oder	Fehler	ge-
mäß	§	215	Absatz	1	des	Baugesetzbuchs	und	die	 in	Satz	1	Num-
mer	4	genannte	Verletzung	gemäß	§	32	Absatz	2	des	Gesetzes	zur	
Ausführung	des	Baugesetzbuchs	unbeachtlich.
(2)	Absatz	1	gilt	nicht,	wenn	die	für	die	Verkündung	dieser	Ver-

ordnung	geltenden	Vorschriften	verletzt	worden	sind.

§	5
Diese	Verordnung	tritt	am	Tage	nach	der	Verkündung	im	Gesetz-	

und	Verordnungsblatt	für	Berlin	in	Kraft.

Berlin,	den	12.	März	2024

Bezirksamt	Spandau	von	Berlin
Frank		B	e	w	i	g

Bezirksbürgermeister	
Thorsten		S	c	h	a	t	z

Bezirksstadtrat	für	Bauen,	Planen,	
Umwelt-	und	Naturschutz

Verordnung
über die Festsetzung des vorhabenbezogenen Bebauungsplans 5-117 VE

im Bezirk Spandau, Ortsteil Staaken
Vom	12.	März	2024
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